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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


„„ N 


(Nr. 5478.) Geſetz, betreffend die Errichtung einer Depoſitenkaſſe für den Bezirk des Ap⸗ 
pellationsgerichtshofes zu Coͤln. Vom 24. Juni 1861. . i 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, fuͤr 
den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, was folgt: 


H. 1; 


Fuͤr die Hinterlegung von baarem Gelde, welche entweder von einem 
Schuldner, um ſich von ſeiner Verbindlichkeit zu befreien (Artikel 1257. des 
Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs), oder nach richterlicher Anordnung, oder uͤberhaupt 
nach Vorſchrift der Geſetze geſchehen muß, wird eine Depoſitenkaſſe errichtet, 
die ihren Sitz zu Coͤln hat und dem Finanzminiſter untergeordnet iſt. 


H. 2. 


i Die Direktion der Depoſitenkaſſe wird einer kollegialiſchen, aus einem 
Direktor und zwei Mitgliedern beſtehenden Behoͤrde uͤbertragen, welche ihre 
Beſchluͤſſe nach. Stimmenmehrheit faßt. Dem Direktor gebührt die obere Lei⸗ 
tung und Beaufſichtigung des Geſchaͤftsganges, mit der Befugniß, die Aus⸗ 
fuͤhrung eines Beſchluſſes bis zur Entſcheidung des Finanzminiſters zu ſuspen⸗ 
diren. Das zweite Mitglied verſieht zugleich die Funktion eines Juſtitiarius. 
Dem dritten Mitgliede, welches den Amtstitel „Rendant der Depoſitenkaſſe“ 
erhaͤlt, liegt die Buch⸗ und Kaſſenfuͤhrung ob, zu welchem Zweck ihm ein Kon⸗ 
troleur zur Seite geſtellt wird. 

Die Stelle des Direktors kann nur einem Beamten, welcher zum hoͤhe⸗ 
ren Verwaltungsdienſt, und die Stelle des zweiten Mitgliedes einem Beamten, 
welcher zum hoͤheren Juſtizdienſt im Gebiete des Rheiniſchen Rechts befaͤhigt 
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ift, übertragen werden. Beide Stellen find in der Regel nur als Nebendinter 


nach Maaßgabe der Kabinetsorder vom 13. Juli 1839. (Geſetz⸗Sammlung 


S. 235.) zu verleihen. 


Die Ernennung des Direktors und der beiden Mitglieder, ſowie die An⸗ 


ſtellung des erforderlichen Huͤlfsperſonals erfolgt durch den Finanzminiſter. Ihre 
Vertretung waͤhrend voruͤbergehender Verhinderung kann durch das Praͤſidium 


der Regierung zu Coͤln angeordnet werden. 


H. 3. 


Die Depoſitenkaſſe verwaltet die bei ihr hinterlegten Gelder fuͤr Rech⸗ 


nung des Fiskus. Die Staatskaſſe haftet den zum Empfange der Gelder Be⸗ 
rechtigten fuͤr Kapital und Zinſen nach Maaßgabe der allgemeinen und der in 
f dieſem Geſetze enthaltenen beſonderen Vorſchriften. 


GR. 


Die bei der Depoſitenkaſſe eingehenden Gelder, für welche Feine ander: 


weitige Verwendung angemeſſen befunden wird, ſind bei der Preußiſchen Bank 


zu belegen, welche in Gemaͤßheit des Vorbehalts im $. 26. der Bank⸗Ordnung 


vom 5. Oktober 1846. (Gefeß- Sammlung S. 442.) zur Annahme und Ver⸗ 
zinſung dieſer Gelder nach den Vorſchriften der Allerhoͤchſten Kabinetsorder 


vom 11. April 1839, sub Lit. B. (Geſetz⸗Sammlung S. 161.) für ver⸗ 


pflichtet erklaͤrt wird. 


§. 5. 
a Die Hinterlegung kann nur in ſolchen Zahlmitteln geſchehen, zu deren 


Annahme Unſere Kaſſen nach den allgemeinen Beſtimmungen verpflichtet ſind. 


War jedoch bei einer freiwilligen Hinterlegung (§. 1.) der Schuldner verpflich⸗ 


tet, in anderem Metallgelde oder Papiergelde zu zahlen, oder iſt ſolches von 


einem Gerichtsvollzieher gepfaͤndet und nach Vorſchrift des Artikels 590. der 
bürgerlichen Prozeß⸗Ordnung zu hinterlegen, fo muß die Kaſſe zwar dieſe Geld⸗ 
ſorten annehmen, hat ſie aber nach dem derzeitigen Kurſe in Preußiſches Ku⸗ 
rant umzuſetzen, und iſt nur fuͤr den ſich hiernach ergebenden Betrag verhaftet. 


$ 6. 


aa Die Beſtimmung des Prozentſatzes, zu welchem die Depoſitenkaſſe die 
bei ihr eingehenden Gelder verzinſt, bleibt Koͤniglicher Verordnung vorbehalten, 


durch welche auch der einmal beſtimmte Prozentſatz für die Folgezeit erhöht 
Be⸗ 


oder herabgeſetzt werden kann. 
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Beträge unter zehn Thaler werden nicht verzinft und höhere Beträge nur 


inſoweit, als fie mit zehn theilbar find. 


Der Lauf der Zinſen beginnt mit dem ein und dreißigſten Tage nach 
der Hinterlegung und hoͤrt hinſichtlich des auszuzahlenden Betrages mit dem 
Tage auf, unter welchem die Aufforderung zur Empfangnahme der Zahlung 
an den Berechtigten erlaſſen wird (H. 9). 5 


H 


Hinterlegungen koͤnnen bei der Kaſſe in Coͤln nur an beſtimmten Tagen 
und Stunden ftattfinden, welche der Finanzminiſter feſtzuſetzen und durch die 
Amtsblaͤtter der Rheiniſchen Regierungen bekannt zu machen hat. In drin⸗ 

enden Faͤllen koͤnnen Hinterlegungen auch zu anderen Zeiten durch beſondere 
erfügung des Praͤſidiums der Regierung zu Coͤln zugelaſſen werden. Außer⸗ 
halb Coͤln kann die Hinterlegung mittelſt portofreier Einſendung des Geldes 


an die Depoſitenkaſſe durch die Poſt geſchehen. In dieſem Falle iſt zwar die 


Hinterlegung erſt mit dem Eingange des Geldes bei der Depoſitenkaſſe fuͤr 
vollendet zu erachten, aber die Vorſchriften des Artikels 1259. des buͤrgerlichen 
Geſetzbuchs hinſichtlich der Anzeige des Tages, der Stunde und des Ortes der 
Hinterlegung, ſowie hinſichtlich des Zeitpunktes, bis zu welchem die Zinſen be⸗ 
rechnet werden muͤſſen, und hinſichtlich des aufzunehmenden Protokolls gelten 
für die Aufgabe des Geldes auf die Poſt. Iſt der die Annahme weigernde 
Glaͤubiger bei der Aufgabe des Geldes auf die Poſt nicht erſchienen, ſo iſt die 
nach Nr. 4. des Artikels 1259. a. a. O. vorgeſchriebene Zuſtellung des Pro- 
tokolls gleichzeitig mit einer Abſchrift der von der Depoſttenkaſſe ertheilten 
Empfangsbeſcheinigung zu bewirken; iſt er erſchienen, ſo iſt letztere beſonders 


zuzuſtellen. 


H. 8. — 


5 Der Hinterlegende hat bei der Hinterlegung eine ſchriftliche Erklärung 
in zwei Exemplaren vorzulegen, beziehungsweiſe gleichzeitig mit dem Gelde ein⸗ 


en Dieſelbe muß enthalten: Namen, Stand und Wohnort des Hinter⸗ 


egenden und ſeines etwaigen Auftraggebers, den Betrag der hinterlegten Summe, 
oder, wenn kein kaſſenmaͤßiges Zahlmittel hinterlegt wird, die Angabe der Geld⸗ 
ſorten, ferner die Veranlaſſung zur Hinterlegung und, ſoweit dies dem Hinter⸗ 
legenden moͤglich oder nach der eating zur Hinterlegung thunlich ift, Na⸗ 
men, Stand und Wohnort derjenigen, an welche die hinterlegte Summe aus⸗ 
gezahlt werden ſoll. \ 

Das eine Exemplar dieſer Erklärung behält die Kaffe, auf dem andern 
wird die Beſcheinigung uͤber die erfolgte Hinterlegung ertheilt. Dieſelbe muß 
von dem Rendanten und dem Kontroleur unter Mitvollziehung des Direktors 
unterzeichnet ſein; ſie muß den Betrag des hinterlegten Geldes und, bei der 
Hinterlegung nicht kaſſenmaͤßiger Zahlmittel, den Betrag, der ſich aus deren 
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Umſatz ergeben hat, in Buchſtaben ausdrücken. — Werden kaſſenmaͤßige Zahl⸗ 
mittel bei der Kaſſe ſelbſt hinterlegt, ſo iſt dieſe Beſcheinigung ſofort zu erthei⸗ 


len, in allen uͤbrigen Faͤllen dem Hinterlegenden ſpaͤteſtens am naͤchſten Hin⸗ 


terlegungstage zuzuſenden. 


Bei Hinterlegungen durch Gerichtsvollzieher (Artikel 1259. des buͤrger⸗ 


lichen Geſetzbuchs) vertritt die von denſelben aufzunehmende Verhandlung in 


der erforderlichen Anzahl von Abſchriften die vorſtehende Erklaͤrung. 


H. 9. 


Die Antraͤge guf Auszahlungen ſind bei der Depoſitenkaſſe ſchriftlich 


einzureichen. Denſelben iſt der erforderliche Nachweis der Empfangsberechti⸗ 
gung beizufuͤgen. Die Depoſitenkaſſe hat den Berechtigten oder deſſen Vertre⸗ 
ter binnen zehn Tagen aufzufordern, den ihm zukommenden Betrag in Empfang 
zu nehmen oder ihm zu eröffnen, welche Bedenken und Hinderniſſe der Aus⸗ 
zahlung an ihn entgegenſtehen. 

Die Auszahlung erfolgt in der Regel bei einer dem Wohnorte des Be⸗ 
rechtigten nahe gelegenen Steuerkaſſe, welche in der Aufforderung zu bezeich⸗ 


5 


nen iſt. 


H. 1 0. 


Die der Depoſitenkaſſe zugeſtellten Arreſte und Einſpruͤche muͤſſen unter 


den dabei betheiligten Parteien durch richterliche Entſcheidung oder Einverſtaͤnd⸗ 
niß beſeitigt ſein, bevor die Auszahlung von Summen, auf welche ſie Bezug 
haben, verlangt werden kann. a 


Sa, 
Die Auszahlung der hinterlegten Gelder und der dafuͤr zu gewaͤhrenden 


Zinſen erfolgt guͤltig: 
1) bei freiwilligen Hinterlegungen (Artikel 1257. des bürgerlichen Geſetz⸗ 


buchs) an den Hinterlegenden, ſofern nicht der Depoſitenkaſſe eine Anz 


nahme⸗Erklaͤrung desjenigen, dem die hinterlegte Summe ausgezahlt 


werden ſoll (H. 8.), oder ein Urtheil, welches die Hinterlegung für guͤl⸗ 
tig erklaͤrt, oder ein Arreſt oder ſonſtiger Einſpruch gegen die Zahlung 


zugeſtellt iſt; 


2) bei Hinterlegungen in Fallitſachen an die Syndiken mit Genehmigung 4 
des Fallimentskommiſſars (Artikel 497. des Rheiniſchen Handelsgeſetz⸗ 4 


buche); 


3) in allen übrigen Faͤllen an diejenigen, welche durch rechtskraftige richter⸗ 
liche Entſcheidungen oder Anweiſungen, oder durch Vereinbarung ſaͤmmt⸗ 
N n f licher 
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licher Betheiligten zur Empfangnahme des Geldes für berechtigt erklaͤrt 
werden. 
$. 12. 


Eine Aenderung in der u ee 3. B. durch Heirgth oder 
Ceſſion, braucht die Depoſitenkaſſe nicht zu beruͤckſichtigen, ſo lange ſie ihr nicht 
ſchriftlich angezeigt iſt. 


H. 13. 


Arreſte und ſonſtige Einſpruͤche braucht die Depoſitenkaſſe nur zu be⸗ 
ruͤckſichtigen, wenn fie ihr durch Gerichtsvollzieher-Akt zugeftellt find. 

Dieſelben behalten ihre Wirkung gegen die Depoſitenkaſſe nur fünf Jahre, 
vom Tage ihrer Zuſtellung, es ſei denn, daß ſie innerhalb dieſer Friſt bei der 
Depoſitenkaſſe erneuert werden. In dieſem Falle behalten ſie ihre Wirkung 
weitere fuͤnf Jahre, vom Tage ihrer jedesmaligen Erneuerung. 


H. 14. 


Werden der Depoſitenkaſſe Arreſte oder Einſpruͤche erſt nach Abgang 
des an eine andere Kaffe ertheilten Auftrages zur Auszahlung (F. 9.), aber 
vor der wirklichen Auszahlung zugeſtellt, ſo bleibt die erfolgte Zahlung fuͤr die 
Kaſſe guͤltig. 

Die Depoſitenkaſſe hat jedoch den ertheilten Auftrag, fuͤr den Fall, daß 
derſelbe noch nicht vollzogen ſein ſollte, zuruͤckzunehmen. 


$. 15. 


Die Erbberechtigung auf hinterlegte Gelder, welche ſich auf geſetzliche 
Erbfolge gruͤndet, kann zum Zweck einer von der Depoſitenkaſſe guͤltig zu lei⸗ 
ſtenden in, in Ermangelung anderer Beweiſe, durch einen Offenkundig⸗ 
keitsakt dargethan werden. Zur Erlangung eines ſolchen hat der angebliche 
Erbe dem Friedensrichter des letzten Wohnortes des Erblaſſers die Thatfachen, 
welche das behauptete Erbrecht begruͤnden, anzugeben, und die zum Beweiſe 
dieſer Thatſachen nach allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften erforderlichen Civil⸗ 
ſtands⸗Urkunden oder die Beſcheinigung der betreffenden Civilſtands⸗Beamten, 
daß ſolche nicht vorhanden ſeien, vorzulegen. Er muß außerdem an Eidesſtatt 
verſichern, daß ihm keine naͤhere oder gleich nahe Erben oder andere Perſonen, 
welche ihn von dem Anſpruch an die Gelder ausſchließen, bekannt ſeien, und 
vier mit den Familienverhaͤltniſſen bekannte Zeugen geſtellen, welche auf Grund 
eigener Wiſſenſchaft oder der Offenkundigkeit an Eidesſtatt die zur Begrundung 
des Erbrechts angeführten Thatſachen beftätigen und bekunden, daß danach der 
(FNr. 5478) An⸗ 


BR: 8 2 = SR HR 5 — 
FENG $ 


Anſpruch auf die fraglichen Gelder fuͤr berechtigt angeſehen werde. Der Frie⸗ 1 
densrichter hat ſchließlich zu beſcheinigen, daß ihm nichts bekannt ſei, was mit 


den gemachten Angaben in Widerſpruch ſtehe. 
haͤndigen. 


H. 16, 


see 


Sind nach Maaßgabe der vorftehenden Beſtimmungen hinterlegte Gelder 
ausgezahlt, ſo kann die Depoſitenkaſſe von denjenigen, welche ein beſſeres Recht 
auf dieſe Gelder behaupten ſollten, nicht weiter in Anſpruch genommen werden. 


$. 17. 


Es iſt dem Ermeſſen der Depoſitenkaſſe uͤberlaſſen, ob fie notarielle Quit⸗ 


tung 1 oder ſich mit einer Quittung unter Privatunterſchrift begnuͤ⸗ 
gen will. 


Bei Zahlungen an kollozirte Gläubiger muß die Quittung und die Ein⸗ 


willigung in die Loͤſchung der Hypothekar⸗Eintragung notariell ertheilt werden | 


(Artikel 772, der bürgerlichen Prozeß⸗Ordnung). 


$. 18. 


Nach dem Schluffe eines Kollokations⸗ oder Diſtributionsverfahrens uber 


hinterlegte Gelder und bevor Ausfertigungen von Zahlungsmandaten ertheilt 


werden, muß das Sekretariat des betreffenden Landgerichts der Depoſitenkaſſe 


einen Auszug aus dem Vertheilungsſtatus mittheilen, welcher die Bezeichnung 
der zu vertheilenden Gelder, die Namen der angewieſenen Glaͤubiger und die 


den Einzelnen angewieſenen Betraͤge enthaͤlt. 


Die Koſten dieſes Auszuges und ſeiner Verſendung gehoͤren zu den pri⸗ 


vilegirten Gerichtskoſten des Vertheilungsverfahrens. 


$. 19. 


Alle in dieſem Geſetz verordneten Zuſtellungen find für die Depoſiten⸗ 


kaſſe verbindlich, wenn ſie an den Rendanten derſelben erfolgen. 


Erklärungen Namens der Kaffe erfordern zu ihrer Guͤltigkeit die Unter 


ſchrift des Direktors derſelben oder feines Stellvertreters (H. 2.) und des Ren⸗ 


danten, die im H. 8. gedachten Empfangsbeſcheinigungen aber zugleich die des 
Kontroleurs. Andere Quittungen werden von dem Rendanten unter Mitunter⸗ 
ſchrift des Kontroleurs guͤltig vollzogen. 


H. 20. 


N 


e ö | 
Der Offenkundigkeitsakt iſt den ihn Nachſuchenden in Urſchrift zu be- 


F. 20. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften ſind aufgehoben. Wo 
in den Geſetzen eine andere Kaſſe fuͤr Hinterlegungen der hier fraglichen Art 
beſtimmt iſt, tritt die Depoſitenkaſſe an deren Stelle. 


Die bisher bei der Preußiſchen Bank hinterlegten Gelder koͤnnen von 
derſelben an die Depoſitenkaſſe abgegeben werden. Inſoweit dies geſchieht, 
finden von dem Augenblicke der Abgabe dieſer Gelder die Vorſchriften des ge⸗ 
genwaͤrtigen Geſetzes auf dieſelben Anwendung. 


§. 21. 
Mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und der 
Juſtizminiſter beauftragt. f 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. N 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 24. Juni 1861. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Schleinitz. v. Patow. 


Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. 
v. Roon. v. Bernuth. 


Nr. 5478-5479.) (Jr. 5479.) 


epo fu 3 
es in Coͤln zu gewaͤhrenden Zinsſatzes fuͤr die bei zielen zu 
ee Gelder. Vom 28. Oktober 1861. 


R dir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen dc. 


5 Sarnen auf Grund des H. 6. des Geſetzes uͤber die Errichtung einer Depo⸗ 
i ſitenkaſſe fuͤr den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln vom 185 Juni 
8 J. (Geſetz⸗ Sammlung für 1862. S. 1.), was folgt: 


Der Zinsſatz, welchen die 3 Depoſitenkaſſe fuͤr die bei ihr Anden Gel f 
N der zu gewaͤhren hat, wird bis auf weitere von Uns daruͤber zu treffende Be⸗ 
ſtimmung auf zwei und ein halbes Prozent jaͤhrlich hierdurch feſtgeſetzt. 


Urkundlich unter Unſerer un Unterſchrift und e 
tem Nönglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Oktober 1861. 
(. S.) Wübeln 5 


v». Patow. v. Bernuth. 


Ra 
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Berlin, a in ber Königlichen Geheimen Ober- -Sofbugdeudere 
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